
Debatte über verkaufsoffene Sonntage 

Ein Tag wie 
jeder andere?

Der Handel fordert wegen der Online-Konkurrenz mehr Flexibilität.
In Stuttgart öffnet derweil mit dem Dorotheen-Quartier ein neuer 

Konsumtempel – zunächst nur unter der Woche. SEITE 9 und 17 

Teurer Expertenrat 
für den Landtag

D
ie vom baden-württembergischen
Landtag geplante Expertenkom-
mission zur Altersversorgung der

Abgeordneten verursacht Kosten in Höhe
von mehr als 400 000 Euro. Das geht aus
Plänen von Parlamentspräsidentin Muhte-
rem Aras (Grüne) hervor, die sie am Diens-
tagabend dem Landtagspräsidium präsen-
tierte und die der StZ vorliegen.

Allein für den Vorsitzenden der Kom-
mission, den Ex-Verfassungsrichter Her-
bert Landau, sind 125 000 Euro vorgese-
hen. Der Betrag orientiere sich an dem Ein-
kommen eines aktiven Richters am Bun-
desverfassungsgericht, heißt es in den
Unterlagen. Dazu kommen 120 000 Euro
für zwei Referenten des höheren Dienstes
sowie eine Bürofachkraft. Sogar eine PR-
Agentur soll eingeschaltet werden, dafür 
sind 35 000 Euro vorgesehen. Außerdem
werden 8000 Euro für die Büroausstattung
für den Kommissionsvorsitzenden und
dessen Mitarbeiter veranschlagt, 5000
Euro für sonstige Kosten wie Übernach-
tungen, Bewirtungen und Veranstaltungen
sowie 11 200 Euro für Mehraufwandsent-
schädigungen an Sitzungstagen. 

Weitere 100 000 Euro kostet der „Bür-
gerrat“. Er setzt sich aus Bürgern zusam-
men, die von einem externen Büro zufällig
ausgewählt werden. Im Haus auf der Alb –
einem Tagungszentrum der Landeszentra-
le für politische Bildung – sollen sie unter
Anleitung Empfehlungen für die Politiker-
renten erarbeiten. Diese Ergebnisse wer-
den einer „Resonanzgruppe“ aus Abgeord-

neten und der Expertenkommission vorge-
stellt, welche die Ergebnisse des Bürgerrats
ihrerseits „anreichern“. Der angereicherte
Rat des Bürgerrats soll dann in den Endbe-
richt der Expertenkommission einfließen. 

Die Idee, eine Expertenkommission
einzusetzen, war im Frühjahr geboren wor-
den. Zuvor hatte der Landtag in einem
Blitzverfahren eine Rückkehr zur Staats-
pension beschlossen. Er musste das Gesetz
aber nach heftigen öffentlichen Protesten
zurücknehmen. Im Zuge der Parlaments-
reform 2008 hatte sich der Landtag für eine
Privatvorsorge fürs Alter entschieden. Die 
Diäten (nunmehr 7616 Euro) wurden sei-
nerzeit um fast ein Drittel erhöht, die Par-
lamentarier erhalten außerdem monatlich
1679 Euro für die private Altersvorsorge.
Mit den daraus zu erwartenden Altersbe-
zügen sind sie aber nicht zufrieden. 

Die Expertenkommission soll bis Ende
März 2018 Vorschläge für „eine angemes-
sene Altersversorgung der Abgeordneten
vorlegen“. Weitere Mitglieder der Kom-
mission sind Wolfgang Zeh, einst Direktor
beim Deutschen Bundestag, der Politikwis-
senschaftler Ulrich Eith von der Uni Frei-
burg und der Finanzexperte Jörg Tremmel
(Uni Tübingen). Außerdem: Wilfried Krah-
winkel vom Bund der Steuerzahler, Gabrie-
le Frenzer-Wolf (DGB), Reinhold Schim-
kowski (Liga der freien Wohlfahrtsverbän-
de), Peer-Michael Dick (Arbeitgeberver-
bände) sowie der Rechnungshof-Präsident 
Max Munding. 
– Kommentar: Abgehoben  SEITE 3

Rente Eine Kommission soll das Parlament bei der neuen Reform der 
Altersversorgung beraten. Die Kosten sind hoch. Von Reiner Ruf

Der Trump-Ballon
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Mittwoch Donnerstag Freitag 
 25°/14° 26°/15° 27°/17° 

Börse SEITEN 13, 14

Dax 12 598,68 Punkte (– 0,24 %) 

M-Dax 25 229,32 Punkte (– 0,21 %) 

Euro 1,1173 Dollar (Vortag: 1,1188) 
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Rund 230 überwiegend russische Pflege-
dienste stehen im Verdacht, ein bundes-
weites System für Abrechnungsbetrug auf-
gebaut zu haben. Das gehe aus dem Ab-
schlussbericht einer Sonderermittlungs-
gruppe von Bundeskriminalamt und Lan-
deskriminalamt Nordrhein-Westfalen her-
vor, berichtete die „Welt“. Der Südwesten
spielt bei dem systematischen Abrech-
nungsbetrug offenbar keine Rolle. 

Die Deutsche Stiftung Patientenschutz
rief Bund und Länder zum Handeln auf. Sie
machten Betrügereien in der Pflege zu
leicht. Bundesgesundheitsminister Her-
mann Gröhe (CDU) forderte, die kriminel-
len Handlungen lückenlos aufzuklären. StZ
– Pflege als Geschäftsfeld der Mafia  SEITE 4

Kriminelle betrügen 

das Pflegesystem 

China als neuer Partner 

Juncker unter Druck 

Auf die USA könne man sich nicht mehr
hundertprozentig verlassen, stellte Kanz-
lerin Merkel unlängst klar. Wird jetzt Chi-
na zum Nutznießer der neuen transatlanti-
schen Eiszeit? Bei einigen Themen gibt es 
jedenfalls Gemeinsamkeiten.  SEITE 2

War Luxemburg ein Paradies für Reiche?
EU-Kommissionspräsident Juncker be-
streitet, in seiner Heimat eine Steueroase
aufgebaut zu haben. Im Untersuchungs-
ausschuss des EU-Parlaments muss er sich
dennoch Vorwürfe anhören.  SEITE 6

Verkehrskollaps droht
Auf den Autobahnen bei Stuttgart und
Leonberg häufen sich die Unfälle. Am Frei-
tag befürchtet der ADAC zum Auftakt der
Pfingstferien eine Verschärfung der Situa-
tion. Wann also reisen? Der ADAC emp-
fiehlt den Pfingstsonntag.  SEITE 19

Erwin Sellering hat seinen Rücktritt als Mi-
nisterpräsident Mecklenburg-Vorpom-
merns angekündigt und damit eine Perso-
nalrochade in der Bundes-SPD ausgelöst.
Seine Nachfolgerin soll Bundesfamilienmi-
nisterin Manuela Schwesig werden, die
auch Bundes-Vize der Sozialdemokraten 
ist. Das Familienressort soll die bisherige
SPD-Generalsekretärin Katarina Barley
übernehmen, wie SPD-Chef Martin Schulz
in Berlin bekannt gab. Neuer Generalsekre-
tär soll demnach Hubertus Heil werden. 

Sellering begründete seinen Rücktritt
mit einer Krebserkrankung. Er werde da-
her auch sein Amt als SPD-Landeschef auf-
geben, teilte der 67-Jährige in Schwerin
mit. Die Nominierung Schwesigs als seine
Nachfolgerin bezeichnete er als „große 
Selbstverständlichkeit“. AFP
– Kommentar: Rückschlag  SEITE 3

– Sellering löst Personalrochade aus  SEITE 4

Personalkarussell 

bei der SPD 

Schwarz-Weiß-Diplomatie 
Schach Deutsche und 

russische Parlamentarier 

messen sich am Brett. 

Von Norbert Wallet

W
orüber man nicht reden kann, darüber
muss man schweigen. Aber schwei-
gend kann man immer noch spielen.

Miteinander. Wer spielt, ist nicht länger isoliert.
Politiker wissen das. Als die USA in den 70er Jah-
ren ihre Sprachlosigkeit gegenüber China über-
winden wollten, schickte Präsident Richard Nixon Tischtennis-
spieler nach Peking. Pingpong-Diplomatie – der Begriff ging da-
mals um die Welt.

Die Linkspartei, bekanntlich immer bemüht, von Nixon zu
lernen, scheint sich nun daran erinnert zu haben. Russland ist 
nicht gut im Tischtennis. Russland ist sehr gut im Schach.
Deutschland auch – würde man hier gerne schreiben, wenn das
nicht die Grenzen zur Fake-News ausloten würde. Aber gut ge-
nug, um ein Angebot anzunehmen, das über den russischen
Botschafter Wladimir Grinin an die Linken-Bundestagsabge-
ordneten André Hahn und Wolfgang Gehrcke übermittelt wor-
den war. Es kam von Anatoli Karpow, dem Ex-Weltmeister und
Erzrivalen Garri Kasparows in den epischen WM-Schlachten
der 80er Jahre. Karpow ist heute Duma-Abgeordneter, treues 

Mitglied der Putin-Partei Geeintes Russland. Ein
kleiner Wettkampf deutscher und russischer Par-
lamentarier. Schach-Diplomatie sozusagen.

Der erste Blick verriet: Schach schlägt Brücken.
Nicht nur deutsch-russische, sondern auch sehr
innerdeutsche. Denn Brett an Brett saßen da Eber-

hard Gienger, der sportpolitische Sprecher der Unionsfraktion,
Dietmar Bartsch, der Fraktionschef der Linken, und der Alt-
Grüne Christian Ströbele. In einem ersten Simultanspiel nahm
Karpow lächelnd alle Bauern und Figuren an, die ihm als Gast-
geschenk angeboten wurden. Am Ende stand ein schnelles 5,5
zu 0,5 gegen das deutsche Politikerteam. Nur die einzige Dame
im Feld, die linke Abgeordnete Katrin Werner, durfte sich über
ein charmant-diplomatisches Remis-Angebot des Champs
freuen. Nach der Fingerübung dann der richtige Wettkampf.
Russlands Mannschaft war prominent besetzt. Mit Alexander
Schukow spielte der Vizepräsident der Duma mit. Doch die hei-
mischen Parlamentarier schlugen sich tapfer. Christian Ströbe-
le zumal wurde viel Lob zuteil. Am Ende stand es 12:12-Unent-
schieden. Diplomatisch eben. 

D
ie Bundeswehr hat ein Problem mit
der Inneren Führung, aber es ist
anders gelagert, als es die Debatten

über missglückte Aufnahmerituale und se-
xuelle Übergriffe, der Terrorverdacht
gegen Franco A. und vermeintlich wehr-
machtsselige Erinnerungspraktiken in der
Truppe suggerieren. Im Kern, um den es 
diesen Donnerstag auch bei der Bundes-
tagsdebatte über den Wehrbericht geht,
steht ein Missverständnis, das der Umgang
der Verteidigungsministerin mit den ge-
nannten Ereignissen zum Ausdruck bringt.
Das Missverständnis besteht in Ursula von 
der Leyens (CDU) Glauben, dass Innere
Führung etwas sei, das die Politik zu for-
dern und die Soldaten zu erbringen hätten.

Aber so einfach verhält es sich nicht mit
dem militärischen Wertekanon, dem die
Bundeswehr seit je verpflichtet ist. Das 
ethische Fundament der Truppe, dessen
wesentliche Elemente das Primat der Poli-
tik, der Staatsbürger in Uniform und das
Prinzip des Führens durch Auftrag sind, 
stellt nicht nur an die Soldaten sehr hohe
Anforderungen, sondern auch an die Poli-
tik, allen voran die Verteidigungsminister.

Nicht nur jeder Soldat hat demnach die
individuelle Bringschuld, seine staatsbür-
gerlichen Pflichten in Uniform nicht zu
vernachlässigen, sondern sich auch in Ein-
satz und Krieg an Recht und Gesetz zu hal-
ten. Die Politik muss umgekehrt gewähr-
leisten, dass die Bürgerrechte von Soldaten
auch in der Kaserne, im Einsatz oder im
Krieg ohne Abstriche gelten.

Sie degradiert den Soldaten nicht zum
Befehlsempfänger, der die Verantwortung
für sein Handeln bei Vorgesetzten abladen
könnte. Sie weist ihm mit der Auftragstak-
tik einen großen Entscheidungsspielraum
zu – einschließlich der ethischen und
rechtlichen Verantwortung für sein Tun. 
Außerdem muss die Politik Verhältnisse
schaffen, die es erlauben und fördern, In-
nere Führung zu praktizieren. 

In den vergangenen Jahren ist genau da-
bei eine Schieflage entstanden. Die Politik
löst ihre Bringschuld nicht mehr ein. Das 
hat mit Unterfinanzierung, Ausstattungs-
und Personalmängeln auch zu tun, aber das
ist nicht die Hauptsache. Der Kern des
Problems ist, dass die Verteidigungsminis-
ter seit Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU)
viel getan haben, um die Freiräume der mi-
litärischen Führung und des soldatischen 
Handelns zu beschneiden. Das fängt damit 
an, dass der Generalinspekteur sich so gut
wie nie – und schon gar nicht kontrovers –
zu Verteidigungsfragen oder aktuellen
Problemen der Truppe äußert. Es setzt sich
fort in der Auslagerung der Inspekteure aus
dem Ministerium auf nachgeordnete, in
der Versenkung verschwundene Komman-
dos, was Thomas de Maizière (CDU) veran-
lasst hat. Und es endet noch lange nicht
dort, wo Ursula von der Leyen den höchs-
ten Offizieren eine eigene Pressearbeit
untersagt, wo Generale in der Pfullendorf-
Affäre aus den Medien von ihrer Abberu-
fung erfahren oder wo Spinde von Soldaten
in ihrer Abwesenheit nach Wehrmachtsde-
votionalien durchsucht werden. 

Man mag jedes dieser Beispiele für eine
noch tolerable Missachtung der Rechte von
Soldaten halten. In der Summe belegen sie,
dass auch die aktuelle Verteidigungsminis-
terin die Innere Führung unterläuft und
vernachlässigt. Dass die Generalität sich
wegduckt, macht die Sache nicht besser. Es
verstärkt die Verunsicherung in den Streit-
kräften über das, was richtig und falsch,
politisch gewollt und militärisch erlaubt ist
bis hinunter zum einfachen Soldaten. 

Das soll nun nicht heißen, dass die Bun-
deswehr eine Armee von Waisenknaben
sei, die alles richtig machen würde, wenn
man sie nur ließe. Fehler und Verstöße 
gegen das ethische Leitbild wird es immer
geben. Aber die Innere Führung braucht
keine eiligen Reparaturversuche, sondern
konstante Pflege. Ursula von der Leyen und
ihre Vorgänger sind sie schuldig geblieben. 
Deshalb ist die Truppe in Schieflage.

Versäumnis Die Politik 

erfüllt ihre Pflicht gegenüber 

den Soldaten nicht. Das ist 

fatal. Von Bärbel Krauß 

Bundeswehr
in Schieflage 
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